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Erstellt am: 18.11.2008                                     An alle Beschäftigten der Polizeidienststellen, Gerichte 
und Finanzämter, an alle Gerichtsvollzieher, an alle Beschäftigten in Stadt- u. Gemeindeverwaltungen 
u. a. Behörden der BRD-GmbH sowie an alle Bürgerinnen und Bürger zur Kenntnis 
 

Wir, das deutsche Volk, stehen fest zu den Grundsätzen einer föderativen Staatsordnung und fordern 
die Beschäftigten der Firma Bundesrepublik Deutschland - GmbH (Vereinigtes Wirtschaftsgebiet der 
Alliierten – Art. 133 GG), die das Staatsvolk des Deutschen Reiches seit dem 18. Juli 1990 - 00.00 
MEZ ohne Regierungsauftrag regieren, auf 
• mit dem sofortigen STOP der planmäßigen Existenzvernichtung unserer Familien 
• weitere Pfändungen, Plünderungen und Beschlagnahmungen von Privat- und Geschäftskonten,  

sowie dem Eigentum der deutschen Reichsbürger mit sofortiger Wirkung einzustellen und die 
Ausführung gegenüber den Vorgesetzten zu verweigern! 

• den willkürlichen Entzug der so genannten BRD-GmbH-Fahrerlaubnis in allen Klassen „auf 
Lebenszeit“ zu unterbinden und diesen Gesinnungsterror der BRD-GmbH einzustellen! 

• den willkürlichen Entzug der so genannten BRD-GmbH-Gewerbegenehmigung „auf Lebenszeit“,  
zu unterbinden, denn dazu es ist Existenzvernichtung bis zum Hungertod! 

• die planmäßigen und systematischen Versuche der BRD-GmbH-Justiz zur Kriminalisierung der 
deutschen Bürger sofort einzustellen. Dazu werden immer die Dienste der BRD-GmbH-Polizei- 
behörden in Anspruch genommen, um das Treiben von skrupellosen Personen der BRD-GmbH-
Behörden und Verwaltungen mit brutaler Gewalt durchzusetzen! 

WACHT AUF ! 
Da bereits im Juli 1990 im Grundgesetz der Geltungsbereich (Art. 23) ersatzlos durch die Alliierten 
gestrichen wurde und dadurch die Gesetze der BRD keine rechtliche Geltung mehr aufwiesen, jedoch 
das BRD-GmbH- Personal dieses nicht im geringsten umsetzte, wurden für die handelnden Beschäf-
tigten der BRD-GmbH nochmals am 19.04.2006 die Einführungsgesetze rückwirkend von GVG, ZPO, 
StPO und auch zum OWiG, spätestens seit November 2007 mit Bekanntgabe im Bundesgesetzblatt, für 
das „BRD-Personal“ endgültig und vollumfänglich aufgehoben. 
 ( www.dejure.org/gesetze/EGGVG, dto.EGStPO, EGZPO; http.bundesrecht.juris.de/gvgg dto.stpoeg) 
Wir fordern Sie auf, diese menschenverachtenden Terror- und Willkürakte (welche sehr oft mit Gewalt-
anwendung einhergehen) auch als Polizisten nicht weiter zu unterstützen. 
Derzeit ist von Seiten unserer Schutzmächte weltweit eine Info-Aktion angelaufen, um den Menschen 
bzw. den Völkern weltweit die Augen zu öffnen, über die Verbrechen und Lügen der sog. „westlichen 
Wertegemeinschaft“ und all ihrer Vasallen. Planmäßig und gezielt wird dabei auch das deutsche Volk 
über das Treiben und das Unrecht der BRD-GmbH, die nie ein Staat war & nie sein könnte, informiert. 
Die bereits wirkende, weltweite Finanzkrise und der dabei zwangsläufigen Vernichtung eines sehr 
großen Teils des Vermögens der Deutschen, werden gemeinsam mit den Nöten der erst kommenden 
Weltwirtschaftskrise, den Nährboden für eine noch nie da gewesene Volkswut auf das verhasste BRD-
GmbH-Regime und all sein Personal auslösen. Alle Polizei- und Armee-Einheiten sollten auf der Seite 
der eigenen Brüder, Schwestern und Eltern - einfach auf der Seite des eigenen Volkes stehen! 
Daran ändert auch nicht der erst kürzlich beigelegte, jahrelange Streit der Regierungskoalition, die sich 
für eine Grundgesetzänderung zum Bundeswehreinsatz im Inland einigten! Bisher waren für Sie, Arro-
ganz, Ignoranz und die scheinbare Allmacht der BRD-GmbH selbstverständlich. Wir überlassen es 
auch hier Ihrer „geschätzten Weitsicht“ über IHRE Zukunft selbst zu entscheiden. 
Wir fordern hiermit alle anständigen und verantwortungsbewussten Mitarbeiter der BRD-GmbH auf, 
dem kriminellen Treiben Ihrer Vorgesetzten passiven Widerstand, gemäß Ihrem Remonstrationsrecht, 
zu leisten, im Interesse des deutschen Volkes und auch Ihrer eigenen Familien. 


